
:hancendes 
}ripen sind intakt 
urz vor der Abstimmung am 18. Mai 
t der Gripen-Entscheid noch võllig 
Efen. Gemass der neuesten SRG­
rendumfrage haben die Gegner 
war weiterhin die Nase vom, aber 
rr Vorsprung schmilzt. Wãre Ende 
pril abgestimmt worden, hatten 51 
rozent der Befragten ein Nein in die 
me gelegt, 44 Prozent ein J a. 5 Pro­
~nt waren unschlüssig. Dies zeigt 
le zweite SRG-Trendumfrage, di e 
)ID Forschungsinstitut gfs.bem 
l!Tchgeführt wurde. Bei der ersten 
rhebung Ende Mãrz hatten 52 Pro­
~nt der Befragten den Gripen abge­
:hnt, 42 Prozent waren dafür. 
Zugenommen hat die Zustim­

mng zum Gripen-Fonds-Gesetz im 
lirgerlichen Lager. 72 Prozent der 
VP-Wãhler sind bestimmt oder eher 
ITür. Vor Monatsfrist waren es noch 
5 Prozent. Von den FDP-Sympathi­
mten bejahen insgesamt 66 Prozent 
m Flugzeugkauf - gegenüber 49 
:ozent Ende Mãrz. 

!ehrheit fur Padophileninitiative 
Klarer sind die Verhaltnisse bei 

~r Padophileninitiative. 59 Prozent 
~ Befragten neigen gegenwãrtig da­
l, dem Volksbegehren zuzustim-
1en, 33 Prozent wollen ein Nein in 
.e Ume legen. Entschieden sei der 
bstimmungsausgang aber nicht, 
:hreiben die Politologen. 
Keine Chance hat wohl die Min­

~stlohninitiative. 64 Prozent der Be­
agten hatten das Vollcsbegehren 
o.de April abgelehnt. Nur 30 Prozent 
ollen einen nationalen gesetzlichen 
indestlohn von 4000 Franken im 
onat. Auffàllig bei der Umfrage: 
~lbst Personen, die direkt betroffen 
ãren, also weniger als 4000 Franken 
1 Monat verdienen, wollen mehr­
~itlich gegen die Vorlage stimmen. 
Den Bundesbeschluss zur medizi­

.schen Grundversorgung geht ne­
~n den anderen drei Vorlagen fast 
1ter. Aktuell würden 71 Prozent 
,r die Vorlage stimmen, 10 Prozent 
tgegen. (SDAl 

~P-Bundesrat: 
:Bankgeheimnis 
~tamEnde>> 
1s der Sicht von FDP-Wrrtschaftsmi­
ster Johann Schneider-Ammann 
tzt der automatische Informations­
lstausch dem Schweizer Bankge­
:imnis in seiner bisherigen Form 
o. Ende. Er will den neuen Standard 
'er nicht bedingungslos übemeh­
en. Alle wichtigen Finanzplatze 
üssten von Anfang an teilnehmen. 
kht nur in der Theorie, sondem 
.eh in der PraxiSll, wie er gestern in 
ris betonte. Sonst werde die 
hweiz die Solidaritat, die sie de­
onstriert habe, nicht aufrechterhal­
o. kõnnen. Schneider-Ammann er­
nerte aussercJ.em daran, dass die 
mdesversammlung und allenfalls 
s Volk entscheiden müsse. «Wir 
:hen erst am Anfang der Verhand­
o.gem, erldãrte er. (SDA) 
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Mit lehrmitteln wie «Kinder-Cash» oder «Potz Tuusig» wird Finanzkompetenz vermittelt. PRO JUVENTUTE 

VON ANTON/0 FUMAGALLI 

Die Erstklassler aus dem Primarschul­
haus Sonnhalde in Worb kõnnen 
noch nicht fliessend lesen. Aber was 
ihnen auf dem Schulweg, der an den 
lieblichen Hügeln des Bemer Mittel­
landes vorbeiführt, auf den Plalcat­
wanden in die Augen springt, überse­
hen auch sie nicht: «Kann ich mir eine 
neue Handtasche gõnnen? Es gibt im­
mer. eine Lõsungll, hat es da zum Bei~ 
spiel schon geheissen. Der Nationalrat 
debattiert heute darüber, o b derartige 
Werbung für Kleinkredite. verboten 
werden soll (siehe Box reéhts). · 

So kommen sie denn auch mit lau­
ter Fragen in den Unterricht, die Schü­
ler vom Sonnhalde. Sie wissen: Heute 
steht etwas Spezielles auf dem Prp­
gramm - «Potz Tuusigll, ein Finanz­
kompetenz-Lehrmittel von Pro Juven­
tute. In einer knapp einstündigen Er­
zahlung sollen die Kinder den eigenen 
Umgang mit Geld und Konsum zu re­
flektieren lemen. 

Im Laden mit der «Zauberkartel) 
Janna, die Protagonistin der Ge­

schichte, mõchte unbedingt ein neues 
Plastikpferd haben. Da kommt der 
verführerische «Potz Tuusigll mit sei­
ner «Zauberkartel) gerade recht. Denn 
damit kann sich Janna auch gleich 
den Rest des Spielwarenladens kaufen 
- bis sie dank einer Spezialbrille an 
der Kasse merkt, dass irgendetwas 
faulist. · 

· «Woher kommt das Geld auf der 
Zauberkarte?ll, fragt die Lehrerin in 
die Runde. Zahlreiche Hãnde gehen 
in die Luft. «Von der Nationalbanlc 
Die tun immer wieder neues drauf, 
wenn é-s nichts mehr llab, weiss ein 
Siebenjahriger. Die Lehrerin kann 
sich ein Schmunzeln nicht verlmei-

fen - und erklart, wie es mit den 
Kreditkarten und dem Lohn nun ge­
nau funktioniert. 

«Geld darf auch für Kinder kein 
Tabu sein. Wenn sie bereits in jun­
gen Jahren damit konfrontiert wer­
den, hilft dies, spatere Schulden zu 
vermeidem, sagt Daniel Jenal, Ver­
antwortlicher Konsum bei Pro Ju­
ventute. Die Schule sei dabei ein 
Fa:lctor, mindestens so wichtig seien 
aber auch Werte und Normen, die 
von den Eltern mitgegeben werden. 
«Die Mutter soll dem Kind ruhig er­
ldãren, warum sie sich diese Schuhe 
nun nicht leisten kannll, so Jenal. 

Bezahlt von der Finanzbranche 
Die Kantone Aargau und Solothum 

nehmen in der Schuldenberatung ei­
ne führende Rolle ein. Sie hatten letz­
tes Jalrr. eine Studie in Auftrag gege­
ben, welcp.e die Wirksamkeit von Pra­
ventionsmassnallmen - insbesondere 
im Umgang mit Jugendlichen- unter­
suchte. Schlussfolgerung: Selbstver­
trauen, die Fahigkeit zu Belohnungs­
aufschub un d Selbstlcontrolle von jun­
gen Leuten sind entscheidende Falcto­
ren, wichtiger noch als das eigentliche 
Finanzwissen. Daran versucht auch 
das Lehrbuch «Potz TuusigJl anzu­
knüpfen- zum Beispiel mit einem Zu­
satzkapitel, das sich ausdrüddich an 
die Eltem der Primarschüler richtet. 

In der Fachwelt scheint unbestrit­
ten, dass solche Programme einen Bei­
trag zu einem schuldenfreien Leben 
leisten kõnnen. Ganz unproblema­
tisch sind sie dennoch nicht: So wird 
«Potz Tuusigll von der Aduno-Gruppe 
teilfinanziert - einem Unternehmen, 
das sich auf bargeldloses Bezalllen 
spezialisiert hat. 

Einen Widerspruch sieht man bei 
Pro Juventute darin aber nicht: Es sei 

WERBEVERBOT 
FÜR KLEINKREDITE 

Zufalligerweise am letzten Tag von Na­
tionalratín Josíane Aubert (SP, VD) ím 
Parlament behandelt der Natíonalrat ih­
re parlamentarische lnitiative, die Wer­
bung für l<leinkredíte verbíeten wíll. Díe 
Massnahme soll ínsbesondere j1111119Je 
leul:e davor schiützen, sõch mõttels 
~eõcM erMitinchen Krredõten i111 Schllll-

, ' - -

de111 2:111 stürze111. Natíonal- und Stande-
rat gaben der lnítíatíve 2011 Folge, vvor­
aufhin die nationalratliche Wirtschafts­
kommíssíon eíne Vorlage ausarbeítete. 
Di ese líegt nu n vor- si e ista b er zah­
mer, als es Aubert vorschwebte. Eín ab­
solutes Werbeverbot gíng der J(ommís­
sionsmehrheít zu weit, sie bevorzugte 
ei ne Losu n g, bei der für l<onsumkredíte 
nicht m eh r «in aggressiver Weise ge­
worben werden darfll. Was das genau 
bedeutet, soll die Branche mittels 
Selbstregulierung in einer l<onvention 
definíeren. Nu r wenn dies nícht gelíngt, 
soll der Bundesrat einschreiten. (FUM) 

begrüssenswert, wenn Finanzunter­
nehmen ihre soziale Verantwortung 
wahrnãhmen und einen nachhaltigen 
Beitrag zum bewussten Umgang mit 
Geld leisteten - schliesslich sei der 
laeditfinanzierte Konsum eine Reali­
tãt. Daniel Jenal: «Unsere Partner neh­
men lceinerlei inhaltlichen Einfluss 
auf unsere Lehrangebote und auch auf 
ein Branding der Unterlagen wurde 
ganzlich verzichtet.ll 
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Wíe der Natíonalrat heute entscheidet, 
erfahren Sie online. 
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Bundesgericht 
Steuer 

Zweitwohnungen 
Das Bundesgericht gibt grünes Licht 
für die Ein.Í'ührung einer Zweitwoh­
nungssteuer in der bündnerischen 
Gemeinde Silvaplana. W er dort sein~ 
Zweitwohnung nicht regelmassig 
vermietet, muss der Gemeinde in Zu­
kunft eine Abgabe von 2 Promille des 
Steuerwerts der Wohnung entrich­
ten. Ziel der Bestimmung sind weni­
ger kalte Betten und eine tiefere 
Nach:frage nach Zweitwohnungen. 

Über hundert Eigentümer hatten 
sich mit einer Beschwerde gegen die 
Einführung der Zweitwohnungssteu­
er gewehrt. Siekritisierten, eine sol­
che Abgabe sei ein unzulassiger Ein­
griff in die Eigentumsgarantie. Zu­
dem werde die maximal zulassige 
Liegenschaftssteuer überschritten. 

Das Bundesgericht hat die Be­
schwerden gegen den Entscheid des 
Verwaltungsgerichts Kanton Grau­
bünden nun abgewiesen. In seinem 
Urteil halt es fest, dass die Zweitwoh­
nungssteuer lcein unzulãssiger Ein­
griff in die Eigentumsgarantie dar­
stelle. Die Befugnisse der Eigentümer 
würden zwar ein Stück weit einge­
sdrrãnlct, aber es bestehe kein 
Zwang, die Zweitwohnung touris­
tisch zu bewirtschaften. 

Wer nicht vermiete, müsse die 
Steuer bezahlen. Grundsãtzlich be­
stehe damit eine Wahl. De:r. geschul­
dete Steuerbetrag ist gemãss Bundes­
gericht zwar «nicht vernachlassigbar, 
jedoch vergleichsweise moderat be­
messemll. 

Steuer ist mit Initiative vereinbar 
Die Zweitwohnungssteuer ist ge­

mãss Bundesgericht auch mit der im 
Marz 2012 angenommenen Zweit­
wohnm:igsinitiative «Schluss mit 
uferlosem Bau von Zweitwohnun­
genbl vereinbar. Der neu in die Bun­
desverfassung aufgenommene Arti­
kel beinhalte ausschliesslich eine Be­
schrã.t-i!rung des Zweitwohnungsan­
teils. Insofem wirke er «nicht als um­
fassender Lõsungsansatz für die 
Problematilc rund um die Zweitwoh­
nungen und die kalten Bettem, 
schreibt das Bundesgericht. Aus die­
sem Gn;md stehe der Verfassungsarti­
kel nicht der kommunalen Kompe­
tenz für die Einführung einer Zweit­
wohnungssteuer entgegen. 

Für Silvaplana sei das Urteil sehr 
wichtig und ein_grosser Erfolg, sagte 
Gemeindeprãsidentin Claudia Tron­
cana in Chur vor den Medien. Als 
nachsten Schritt werde die Gemein­
de zusammen mit den Zweitwoh­
nungsbesitzern die Modalitãten zur 
Veranlagung und zum Einzug der 
Steuer ausarbeiten. Man strebe einen 
unbürolaatischen Weg an und wolle 
die Steuer spatestens ab kommen­
demJahr einziehen. 

Otmar Bãnziger, Anwalt der Ge­
meiilde Silvaplana, geht davon aus, 
dass die Zweitwohnungssteuer nun 
bei anderen Bündner Gemeinden · 
Schule machen wird. Viele Kommu­
nen hatten mit der Einführung bis 
zum Vorliegen des Bundesgerichtsur­
teils zugewartet. Auf andere Kantone 
kõnne das Silvaplaner Modell wegen 
unterschiedlicher Gesetze aber nicht 
immer übertragen werden. (SDA) 


